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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung 

 
des Gemeinderats Tiefenbach am 24. September 2026 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet und 

stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest. Einwände ge-

gen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. Folgende Gemeinderatsmitglieder sind 

bei der öffentlichen Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  

1 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 

2 Armin Mayrhofer, CSU anwesend 

3 3. Bürgermeister Josef Sattler, CSU anwesend 

4 Jonas Färber, CSU anwesend 

5 Anna-Lena Fürst, CSU anwesend 

6 Tobias Königseder, CSU anwesend 

7 Josef Reischl, CSU anwesend 

8 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 

9 Simon Schwaiberger, CSU anwesend 

10 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 

11 2. Bürgermeister Uwe Urtel, Unsere Zukunft anwesend 

12 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler anwesend 

13 Johann Höller, Bürgerliche Wähler entschuldigt 

14 Stefanie Christoph, Bürgerliche Wähler anwesend 

15 Josef Fehrer, FWG anwesend 

16 Robert Weiß, FWG entschuldigt 

17 Maria Schopf, FWG anwesend 

18 Alexandra Scharinger, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

19 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

20 Michael Fürst, SPD anwesend 

21 Alfred Gimpl, SPD anwesend 

 
Anzahl der Zuhörer:  - 8 -    Vertreter der Presse: Herr Hans Schauer 



 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 30. Juli 2026. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 30. Juli 2026 abstimmen. 

 
Abstimmung: 19 : 0 

(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 30. Juli 2026. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 30. Juli 2026 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 25. Juni 2026. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Home-
page der Gemeinde veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Be-
schlüsse der Sitzung vom 25. Juni 2026.  
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3. Jugendarbeit in der Gemeinde Tiefenbach - Vor-
stellung der neuen Gemeindejugendpflegerin – 
Frau Marie Türpitz. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

4. Elisabeth und Johann Kandlbinder Stiftung - Be-
ratung über die Neuanlage des Stiftungsvermö-
gens. 
 

Die Ausschreibung wurde an die Banken 
übermittelt. Entscheidung in Stiftungs-
ratssitzung am 30. September 2026. 

5. Beschaffung eines Löschgruppenfahrzeuges LF 
10 Bayern als Ersatz für das vorhandene Lösch-
gruppenfahrzeug 8/6 mit erweiterter Beladung – 
vgl. dazu Gemeinderatsbeschluss vom 
28.05.2026. Änderung des Beschaffungs- / Aus-
lieferungszeitraums auf das I. Quartal 2029 we-
gen Einführung der Euro-7-Norm für LKWs.  
 

Die Zusage an den Feuerwehrverband 
wurde am 31. Juli übermittelt. Der Ein-
gang wurde schriftlich bestätigt. 

6. Neuanschaffung eines HLF 10 für die Feuerwehr 
Tiefenbach - Öffentliche Bekanntgabe der Auf-
tragsvergabe nach durchgeführter europaweiter 
Ausschreibung. 
 

Die Auftragsbestätigung ist bei der Ver-
waltung eingegangen. Ansonsten sind ak-
tuell keine weiteren Maßnahmen erfor-
derlich. 

7. Beratung zum Neuerlass der Geschäftsordnung 
des Gemeinderats für die Amtsperiode 1. Mai 
2026 bis 30. April 2032 - vgl. dazu Vorberatung 
des Haupt- und Finanzausschuss vom 9. Juni 
2026 sowie die Sitzung des Gemeinderats vom 7. 
Mai 2026.  
 

Die Bekanntmachung wurde am 31. Juli 
2026 erledigt. Die neue Geschäftsord-
nung gilt ab 1. August 2026 und wurde 
auf der Bayernbox veröffentlicht. 

8. Beratung über die 4. Änderung der Gebührensat-
zung vom 31. Januar 2024 für das Freibad Hasel-
bach - Änderung des § 11 zur Ahnung von Gebüh-
renhinterziehungen - vgl. dazu Vorberatung des 
Haupt- und Finanzausschuss vom 9. Juli 2026. 
 

Die Bekanntmachung wurde am 10. Au-
gust 2026 erledigt. 

9. Sanierung Wasserschaden im Kindergarten Lud-
wig-Rankl Tiefenbach - Genehmigung der Auf-
tragserteilung für die Firma Bodenbeläge Radlin-
ger. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde zu den 
Akten genommen. 



 

 

10. Sanierung Wasserschaden im Kindergarten Lud-
wig-Rankl Tiefenbach - Genehmigung der Auf-
tragserteilung für die Firma KSK Estriche. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde zu den 
Akten genommen. 

11. Sanierung Wasserschaden im Kindergarten Lud-
wig-Rankl Tiefenbach - Genehmigung der Auf-
tragserteilung für die Firma HWK Trockenbau. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde zu den 
Akten genommen. 

12. Sanierung Wasserschaden im Kindergarten Lud-
wig Rankl Tiefenbach - Genehmigung der Auf-
tragserteilung an die Firma Poschinger GmbH. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde zu den 
Akten genommen. 

13. Bericht des ersten Bürgermeisters über die Sit-
zung des Kindergartenausschuss vom 9. Juli 2026. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich. 

14. Bauleitplanung – Bebauungsplan Oberkogl, Ge-
werbegebiet auf dem Grundstück mit der Flur-Nr. 
1096, Mischgebiet auf den Grundstücken mit den 
Flur-Nrn. 1094, 1094/8, 1094/9, 1372/5, 1372/6, 
1372/10, 1367/1, 1368, 1369, jeweils Gemarkung 
Tiefenbach und anteilige öffentliche Verkehrsflä-
chen – Beratung über das Fassen des Aufstel-
lungsbeschlusses - vgl. Sitzung des Bau- und Um-
weltausschusses am 21. Juli 2026. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde zu den 
Akten genommen. Am 1. Oktober 2026 ist 
ein Planungsgespräch mit dem beauftrag-
ten Planer terminiert. 

15. Bauleitplanung – Änderung des Flächennut-
zungsplans mit Deckblatt Nr. 25 – Änderung ei-
nes Teilbereichs der Innenbereichssatzung Ober-
kogl zu einem Gewerbegebiet und Mischgebiet, 
sowie Erweiterung des geplanten Gewerbege-
biets auf das gesamte Grundstück mit der Flur-
Nr. 1096, Gemarkung Tiefenbach – Beratung 
über das Fassen des Aufstellungsbeschlusses. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde zu den 
Akten genommen. Am 1. Oktober 2026 
ist ein Planungsgespräch mit dem beauf-
tragten Planer terminiert. 

16. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeis-
ters. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
3. Kommunale Wärmeplanung in der Gemeinde Tiefenbach - Vorstellung der durchgeführten Grund-
lagenermittlung sowie Information über die nächsten Schritte. 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Gemeinderats vom 25. Juni 2025 
 

 
TOP 3 - Beratung über die Beauftragung der IfE GmbH für die Erarbeitung einer kommunalen Wär-
meplanung für die Gemeinde Tiefenbach - vgl. dazu Vorberatung des Bau- und Umweltausschuss 
vom 12. Juni 2025. 
 

Sachverhalt und rechtliche Grundlagen 
 
Seit 1.1.2024 ist das Bundesrecht zur Kommunalen Wärmeplanung in Kraft. Seit dem 1.1.2025 ist jede 
bayerische Kommune nach Landesrecht (Verordnung zur Ausführung energiewirtschaftlicher Vor-
schriften – AVEn) als planungsverantwortliche Stelle zur Durchführung der Kommunalen Wärmepla-
nung verpflichtet. Kommunen unter 10.000 Einwohner können nach dem vereinfachten und nach dem 
verkürzten Verfahren arbeiten. Es können beide Verfahren kombiniert werden und gemeinsam zur 
Anwendung kommen.  
 
Verkürztes Verfahren: 
Mit der durchzuführenden Eignungsprüfung können Gebiete identifiziert werden, die offensichtlich für 
ein Wärmenetz oder Wasserstoffnetz mit hoher Wahrscheinlichkeit nach ungeeignet sind (z.B. Fehlen 
von Gas- und Wärmenetzen sowie geringen Wärmebedarfen aufgrund der vorhandenen Siedlungs-
struktur). Diese ungeeigneten (Teil)gebiete können gezielt auf dezentrale Lösungen wie Wärmepum-
pen oder Biomasse-Heizsysteme ausgerichtet werden. Die weitere Untersuchung erstreckt sich dann 
nur auf Teilgebiete, in denen ein Wärme- oder Wasserstoffnetz wahrscheinlicher ist. 
 
Vereinfachtes Verfahren: 
Das vereinfachte Verfahren beinhaltet prozessuale Vereinfachungen bei der Erstellung der Wärmepla-
nung, insbesondere bei Datenerhebungs- und Berichtspflichten, Prozesse können standardisiert wer-
den. 
Beispiele: 
- Verzicht auf die Erhebung weniger relevanter Daten bzw. Nutzung von Bedarfswerten anstatt der 

Erhebung von Verbrauchswerten 
- Verzicht auf die Darstellung weniger relevanter Ergebnisse 
- Verzicht auf die Ausarbeitung einer Verstetigungsstrategie und eines Controlling-Konzepts 
- Reduzierte Anforderungen an den Beteiligungsprozess 
- Verzicht auf gesonderte Veröffentlichung der jeweiligen Ergebnisse aus den Planungsphasen 
 
Die kommunale Wärmeplanung muss bis spätestens 30.06.2028 fertiggestellt sein. 
 
Nach § 25 des Gesetzes für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze (WPG) müs-
sen Wärmepläne mindestens alle 5 Jahre überprüft und Fortschritte bei der Umsetzung überwacht 
werden. Bei Bedarf ist der Wärmeplan zu überarbeiten und anzupassen (Fortschreibung). Bezüglich 
der Finanzierung der Fortschreibung gibt es derzeit noch keine Aussage von Seiten des Freistaats Bay-
ern. 
 

Auswirkungen auf Bürger 
 
Bis zum 30.06.2028 müssen bei einem Heizungstausch die Vorgaben des § 71 Abs. 1 Gebäudeenergie-
gesetz (GEG) – mind. 65% EE-Anteil… – noch nicht beachtet werden. 



 

 
Die Ausarbeitung und der Beschluss des Wärmeplans haben keine Auswirkungen bezüglich dieser Vor-
schrift. 
 
Erst die Ausweisung eines konkreten Wärmenetz- oder Wasserstoffnetzausbaugebietes würde Rechts-
folgen bzgl. eines Heizungstausches auslösen (§ 71 Abs. 8 Sätze 2 und 3 GEG). Die konkrete Gebiets-
festsetzung würde die Anforderungen nach § 71 Abs. 1 GEG bereits einen Monat nach Bekanntgabe 
der Entscheidung in Kraft setzen. 
 
Die Wärmeplanung ist noch keine konkrete Wärmenetzplanung und stellt ein unverbindliches (nicht 
rechtsverbindliches) strategisches Planungsinstrument dar.  
 

Kosten 
 
Mit der neuen Aufgabe der kommunalen Wärmeplanung entstehen den Städten und Gemeinden zu-
sätzliche Kosten für die Erstellung der Fachgutachten sowie Verwaltungs- und Personalkosten. Diese 
werden seitens des Freistaat Bayern ausgeglichen. Der Kostenausgleich wurde zwischen dem Bay. 
StMWi sowie dem Bay. Städtetag und dem Bay. Gemeindetag auf Grundlage einer detaillierten Kos-
tenschätzung ausgehandelt. 
 
Gemeinden mit einer Einwohnerzahl von 5.000 bis unter 7.500 erhalten einen pauschalen Kostenaus-
gleich in Höhe von 52.100 €. Die Auszahlung erfolgt in zwei Tranchen, zu Beginn der Wärmeplanung 
auf Antrag der Gemeinde sowie nach Einreichung des erstellten Wärmeplans. 
 
Es handelt sich nicht um eine Förderung, somit ist keine Nachweispflicht gegeben. 
 
Aufgrund der Änderung der Verwaltungsvorschrift zum öffentlichen Auftragswesen (VVöA) ist bis zu 
einer Wertgrenze von 100.000 € ein Direktauftrag möglich. 
 
Der bereits erstellte Energienutzungsplan stellt eine fundierte Grundlage für die kommunale Wärme-
planung dar. Nachdem die IfE GmbH bereits den Energienutzungsplan für die Gemeinde Tiefenbach 
ausgearbeitet hat und dadurch mit den Strukturen und Besonderheiten im Gemeindegebiet bereits 
vertraut ist, könnte die IfE GmbH auch mit der Durchführung der kommunalen Wärmeplanung beauf-
tragt werden. 
 
Das Angebot der IfE GmbH vom 03.06.2025 i. H. v. 40.698,00 € brutto könnte vollständig über den 
Konnexitätsausgleich gedeckt werden. Gemäß Angebot wäre ein Projektstart im 2. Quartal 2026 mög-
lich. Die Projektdauer wird mit 1 Jahr angegeben.   
 
Der Bau- und Umweltausschuss hat in der Sitzung am 12. Juni 2025 eine Beauftragung des Instituts für 
Energietechnik IfE GmbH an der Ostbayerischen Technischen Hochschule Amberg-Weiden befürwor-
tet und dem Gemeinderat eine entsprechende Beauftragung empfohlen. 
 

Beschluss: 
 

Der Auftrag zur Kommunalen Wärmeplanung nach Landesrecht wird an das Institut für Energietech-
nik IfE GmbH an der Ostbayerischen Technischen Hochschule Amberg-Weiden erteilt.  
 

Abstimmung: 18 : 0 
(ohne Richard Roßgoderer, Florian Schwarzbauer und Bruno Gottschaller)  

 
 
 



 

 
Sachverhaltsdarstellung - Aktueller Stand 

 
 
- Startgespräch zwischen Gemeinde und IfE am 13. April 2026 
 

Abstimmung Ablauf 
 

 
 
 

Abstimmung Zeitplan 
 
 

 
 
 

 
 
 



 

 
→ Vorstellung der Bestands- & Potenzialanalyse sowie der weiteren Zeitplanung und Öffentlich-
keitsbeteiligung im Gemeinderat am 24. September 2026 durch das Institut für Elektrotechnik. 

 
Die Eignungsprüfung ist mittlerweile abgeschlossen und wurde am 12.08.2026 veröffentlicht. Hierzu 
sind keine Stellungnahmen eingegangen. Es wurden 11 Quartiere identifiziert, in denen die Wärme-
netzeignung bzw. Wasserstoffnetzeignung im weiteren Verlauf näher untersucht werden. Die übri-
gen Quartiere fallen unter die verkürzte Wärmeplanung (Gebiete mit voraussichtlich dezentraler 
Wärmeversorgung). 
 

 
 

Die möglichen Potenziale für die künftige Wärmeversorgung wurden bereits teilweise untersucht. 
Mögliche Potenziale im Gemeindegebiet könnten Photovoltaik, Biomasse und Flusswärme sein. Die 
Potenziale werden in nächster Zeit im Rahmen eines Akteurskreises noch näher untersucht und aus-
gearbeitet.  
Anschließend erfolgt dann die Ausarbeitung des Zielszenarios sowie der Umsetzungsmaßnahmen. 

 
 

➔ Für diesen Tagesordnungspunkt ist kein Beschluss erforderlich! 
 
 

 



 

 
4. Sanierung Wasserschaden im Kindergarten Ludwig-Rankl Tiefenbach - Genehmigung der Auf-
tragserteilung für die Fußbodenheizung. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Wie in der Gemeinderatssitzung am 28. Mai 2026 bereits erläutert entstand im Kindergarten Ludwig-
Rankl in Tiefenbach aufgrund einer undichten Versorgungsleitung ein erheblicher Wasserschaden. 
 
Die Verwaltung der Gemeinde Tiefenbach wurde durch die zuständige Gebäudeversicherung bzw. de-
ren Gutachter Herrn Kimmel dazu aufgefordert für den Wiederaufbau des Kindergartens bei den Fir-
men, welche am Bau bereits tätig waren, Angebote zur Sanierung einzuholen. Die Angebotsaufforde-
rung erfolgte auf Grundlage des jeweiligen Auftrags-LVs für den Kindergartenneubau. 
 
Von der Firma Max Lehner aus Aicha v. Wald wurde daraufhin ein Angebot für die Wiederherstellung 
der Fußbodenheizung in Höhe von 65.088,72 € brutto erstellt.  
 
Das Angebot wurde durch den zuständigen Gutachter, Herrn Kimmel, am 23. Juli 2026 geprüft und 
freigegeben. Die zuständige Gebäudeversicherung für den Kindergarten Ludwig-Rankl hat sich der Prü-
fung von Herrn Kimmel angeschlossen. 
 
Es ist zu erwähnen, dass der Gemeinde Tiefenbach keine finanziellen Belastungen durch die Sanie-
rungsarbeiten der Fa. Max Lehner entstehen.  
 
Durch die Gebäudeversicherung werden die zu bezahlenden Summen aller Gewerke an die Gemeinde 
Tiefenbach vorgestreckt. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung des Angebotes der Fa. Max Lehner aus Aicha v. Wald 
in Höhe von 65.088,72 €/brutto abstimmen. 

Abstimmung: 18 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller, Jonas Färber) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Aktueller Stand der Sanierungsarbeiten 

 
Aufnahmedatum: 22. September 2026 

 
 

 
 
Vom Vorsitzenden wird erläutert, dass wie Arbeiten gut vorangehen und die Gemeinde im Zeitplan 
ist. In den nächsten Tagen wird weiterhin die Dämmung verlegt und mit dem Einbau der Fußboden-
heizung begonnen. 



 

 

 
 

 
Fotoquelle für alle Fotos: Gemeinde Tiefenbach 



 

 
5. Errichtung eines Hochwasserschutzdammes bei Oberhaselbach - Information zum aktuellen Sach-
stand. 
 
 

Auszug aus der Sitzung des Gemeinderats vom 16. Dezember 2025 
 

 
TOP 4 - Errichtung eines Hochwasserdamms bei Oberhaselbach - Information über die Einreichung 
der Planungsunterlagen beim Landratsamt Passau mit Beschlussfassung über die Einreichung eines 
Förderantrags zur Umsetzung der Maßnahme. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

Die Planungsunterlagen für die Errichtung des Hochwasserschutzdamms bei Oberhaselbach wurden 
am 18. September 2025 beim Landratsamt Passau eingereicht. Dort wurden die Fachstellen vor Beginn 
des Wasserrechtsverfahrens mit der Prüfung der Brauchbarkeit der Unterlagen beauftragt. Mittels E-
Mail vom 10. Dezember 2025 hat das Landratsamt mitgeteilt, dass die Unterlagen in einigen Punkten 
noch geringfügig nachgebessert werden müssen, aber grundsätzlich von guter Qualität sind.  
 
Entsprechend kann das Wasserrechtsverfahren gestartet und der Förderantrag nach Richtlinien für 
Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben 2025 (RZWas 2025) eingereicht werden. Für die 
Einreichung des Förderantrags ist ein Beschluss des Gemeinderats erforderlich. Die entsprechenden 
Mittel sind im Haushalt bereitzustellen. 
 
Die aktuelle Kostenschätzung liegt bei ca. 1,4 Millionen Euro/netto (= 1,66 Millionen Euro/brutto). Für 
die Planungskosten ist mit ca. 150.000 €/brutto zu rechnen. Nach aktuellem Stand liegt der Fördersatz 
bei 60 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten. Der Grunderwerb ist nicht förderfähig. 
 

Planung 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 



 

 
Förderung 

 
 

Auszug aus der RZWas 2025 
 
 

 

 



 

 

 
 

Auszug aus der Förder-UMS 2025 (StMUV) vom 1. April 2025  
 

 

 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Einreichung eines Förderantrages nach 
RZWas 2025 und die Einplanung der Haushaltsmittel im Haushaltsjahr 2026 aussprechen kann. 
 

Abstimmung: 18 : 0 
(ohne 3. Bgm. Hans Höller, Johannes Unholzer, Michael Fürst) 

 



 

 
Aktueller Stand 

 
 
18.09.2025 -  
Einreichung der Unterlagen beim LRA zur Prüfung der Brauchbarkeit und Vollständigkeit 
 
20.02.2026 -  
Eingang der vollständigen Unterlagen für die wasserrechtliche Erlaubnis bei der Gemeinde 
 
04.03.2026 -  
Versand der vollständigen Unterlagen an das LRA Passau 
 
22.04.2026 -  
Versand Unterlagen Förderantrag an das WWA Deggendorf (per E-Mail und Post) 
 
22.04.2026 - 
ONLINE-Meeting mit WWA Deggendorf, weil ein Überschwemmungsgebiet festgelegt werden muss 
 
23.04.2026 - 
Übermittlung der Vorgaben des WWA zur Festsetzung Überschwemmungsgebiet 
 
28.04.2026 - 
Mitteilung LRA, dass Unterlagen vollständig und brauchbar sind, allerdings sind noch Unterlagen für 
die Planfeststellung eines Überschwemmungsgebietes erforderlich (Gesetzesänderung Bayerisches 
Wassergesetz zum Artikel 46 Abs. 4 BayWG zum 01.01.2026) 
 
06.05.2026 -  
Eingangsbestätigung Förderantrag WWA Deggendorf 
 
22.05.2026 - 
Kontaktaufnahme IB-Richter, Gemeinde mit AQUASOLI (Fachbüro für Festsetzung Überschwem-
mungsgebiete)  
 
12.06.2026 - 
Auftragserteilung an AQUASOLI für die Erstellung der erforderlichen Unterlagen 
 
28.07.2026 - 
Eingang der Vorentwurfsunterlagen von AQUASOLI bei der Gemeinde 
 
03.08.2026 - 
Freigabe der Unterlagen durch IB-Richter und Gemeinde 
 
03.08.2026 - 
Übermittlung der Unterlagen an WWA zur Vorprüfung 
 
05.08.2026 - 
Einreichung der Unterlagen in digitaler Form 
 
27.08.2026 - 
Versand Unterlagen (Papier) für Planfeststellung Hochwasserschutzgebiet an LRA 
 
 



 

 
21.09.2026 -  
Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung 
 
03.11.2026 -  
Ende der Einwendungsfrist 
 

 
Für diesen Tagesordnungspunkt ist kein Beschluss erforderlich! 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
6. Seniorenbeirat in der Gemeinde Tiefenbach - Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen zur Neuwahl 
am 17. Dezember 2026 wegen Ablauf der vierjährigen Amtszeit zum 31. Dezember 2026 - vgl. dazu 
Sitzung des Gemeinderats vom 20. Dezember 2022. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Grundlage für die Tätigkeit des Seniorenbeirats ist die Satzung für die Seniorenvertretung der Ge-
meinde Tiefenbach vom 5. Februar 2015. 
 
Die wichtigsten der Satzung Eckdaten sind: 
 
- Die Amtszeit beträgt 4 Jahre 

▪ erste Amtszeit   01.01.2015 bis 31.12.2018 
▪ zweite Amtszeit 01.01.2019 bis 31.12.2022 
▪ dritte Amtszeit  01.01.2023 bis 31.12.2026 
▪ vierte Amtszeit  01.01.2027 bis 31.12.2030 

 
- Die Neuwahl erfolgt in geheimer Wahl durch den Gemeinderat. 
 
- Es werden 10 Mitglieder gewählt. 
 
- Wählbar ist, wer zum Zeitpunkt der Berufung das 60. Lebensjahr vollendet hat, mit Hauptwohnsitz 
seit mindestens drei Monaten in Tiefenbach gemeldet ist und sich für Liste der Kandidatinnen und 
Kandidaten aufstellen lässt und im Übrigen die Wählbarkeit nach dem Gemeinde- und Landkreis-
wahlgesetz besitzt.  
 
- Der Vorsitzende wird aus der Mitte des Seniorenbeirats gewählt. 
 

Aktuelle Mitglieder des Seniorenbeirats 
 

Nr.  Name Vorname 

1 Bayer Werner 

2 Hellge Goswinde 

3 Wohanka Martina 

4 Emons Christa 

5 Most Erhard 

6 Riedl-Bruckner Maria 

7 Schlattl Peter 

8 Splitter Wilhelm 

9 Wendt Elke 

10 nicht besetzt  

 
Alois Zauner und Harald Berger sind während der aktuellen Amtszeit verstorben. Harald Berger ist 
nach dem Ableben von Alois Zauner nachgerückt und ist wiederum verstorben. Weitere Nachrücker 
gab es nicht mehr. Daher konnte der 10. Mitgliedersitz nicht mehr nachbesetzt werden. 
 
→ Die Neuwahl findet in der Sitzung des Gemeinderats am 17. Dezember 2026 statt. Vorschläge 
können bis dahin beim ersten Bürgermeister eingereicht werden. Ein Beschluss ist für diesen Ta-
gesordnungspunkt nicht erforderlich. 
 



 

 
7. Erstellung eines integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts (ISEK) - Vorstellung der Ergeb-
nisse aus der digitalen Bürgerbeteiligung und Information über die weitere Vorgehensweise. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Das ISEK ist kurz vor der Fertigstellung und ist spätestens zum Jahresende 2026 abgeschlossen. Der 
letzte geplante Schritt der Bürgerbeteiligung war die digitale Bürgerbeteiligung. In der Zeit von 16. Juli 
bis 14. September 2026 war es möglich Projektvorschläge zu kommentieren, oder eigene Vorschläge 
einzubringen. In Zusammenarbeit mit dem Technologie Campus Grafenau wurde eine Auswertung der 
Kommentare und Ideen vorgenommen, welche in der Sitzung bekannt gegeben werden. 
 

 
 
 

 



 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 



 

 

 
 

 
Für diesen Tagesordnungspunkt ist kein Beschluss erforderlich! Alle detaillierten Ergebnisse sind 
unter dem LINK:  

www.adhocracy.plus/gemeinde-tiefenbach 
einsehbar! 
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8. Mittagsbetreuung in der Grundschule Haselbach - Beratung über die Änderung der Gebührensat-
zung wegen Erhöhung der Kosten für die Verpflegung - vgl. dazu Vorberatung des Haupt- und Finanz-
ausschuss vom 3. September 2026. 
 
 

Auszug aus der Vorberatung des Haupt- und Finanzausschuss vom 3. September 2026 
 

 
TOP 5 - Mittagsbetreuung in der Grundschule Haselbach - Vorberatung über die Änderung der Ge-
bührensatzung wegen Erhöhung der Kosten für die Verpflegung. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
In der Sitzung des Gemeinderats am 27.06.2024 wurde die aktuell gültige Satzung über die Erhebung 

von Benutzungsgebühren für den Besuch der Mittagsbetreuung Haselbach (Mittagsbetreuungs-Ge-

bührensatzung) beschlossen (vorberaten in der Sitzung des Haupt- und Finanzausschuss am 

06.06.2024). Die Aktuelle Satzung ist am 01.09.2024 in Kraft getreten.  

In §5 Abs. 2 der Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung ist der Kostenersatz für das Mittagessen i. H. v. 

4,00 € geregelt. 

 

Auszug aus der Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung vom 01.09.2024: 

 



 

 
Das Mittagessen wird vom Essenslieferanten mit 3,60 €/Essen mit der Gemeinde abgerechnet. Da der 

Gemeinde noch Kosten für den Kauf von Getränken, Obst etc. entstehen wurde ein Aufschlag von 0,40 

€ vorgenommen, sodass der Satz für das Mittagessen bisher mit 4,00 € festgesetzt wurde. 

Mit Mail vom 17.04.2026 teilte uns der Essenlieferant mit, dass die Preise ab 09.2026 von derzeit 3,60 

€ auf 3,90 € erhöht werden müssen. 

Da aktuell nicht der volle Aufschlag (0,40 €) für die zusätzlichen Verpflegungskosten benötigt werden, 

empfiehlt die Verwaltung lediglich einen Aufschlag von 0,30 €/Essen vorzunehmen. Somit sollen ab 

01.09.2026 Kosten i. H. v. 4,20 €/Essen berechnet werden.  

Die Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung soll in § 5 Abs. 2 wie folgt geändert werden: 

 

§ 5 Gebührensatz 

… 

(2) Der Kostenersatz für das Mittagessen beträgt pro bestelltem Essen 4,20 € und wird zusammen 

mit der Betreuungsgebühr gemäß § 3 Abs. 3 abgerechnet. 

 
 

Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss schlägt dem Gemeinderat vor, den Kostenersatz der Verpflegungs-
kosten aus § 5 Abs. 2 Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung entsprechend zu Ändern.  
 

Abstimmung: 12 : 0 
 

Beschluss: 
 

Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Änderung des Kostensatzes für die Ver-
pflegungskosten aus § 5 Abs. 2 der Mittagsbetreuungs-Gebührensatzung auf 4,20 €/Essen ausspre-
chen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
9. Behandlung des Bürgerbegehrens - „Sind Sie dafür, dass die Gemeinde Tiefenbach im Gemeinde-
gebiet Abfallbehälter für Hundekotbeutel sowie Hundekotbeutelspender anbringt?“ - Beratung über 
die Initiierung eines Ratsbegehrens und Festlegung der Stichfrage, Beschlussfassung Wahltermin 
und Festlegung der Bezeichnung des Bürgerentscheids. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 
 

Rechtsgrundlage Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 
 

Art. 18a Gemeindeordnung (GO) 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

 
(1) Die Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürger können über Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde einen Bürgerentscheid beantragen (Bürgerbegehren). 
 
(2) Der Gemeinderat kann beschließen, dass über eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises 
der Gemeinde ein Bürgerentscheid stattfindet. 
 
(3) Ein Bürgerentscheid findet nicht statt 
 
1. über die Rechtsstellung der künftigen ersten Bürgermeisterinnen oder der künftigen ersten Bür-
germeister, 
 
2. über Angelegenheiten, die kraft Gesetzes der ersten Bürgermeisterin oder dem ersten Bürgermeis-
ter obliegen, 
 
3. über Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung, 
 
4. über die Rechtsverhältnisse der Gemeinderatsmitglieder, der Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
ter und der Gemeindebediensteten sowie 
 
5. über die Haushaltssatzung. 
 
(4) 1Das Bürgerbegehren muss bei der Gemeinde eingereicht werden und eine mit Ja oder Nein zu 
entscheidende Fragestellung und eine Begründung enthalten sowie bis zu drei Personen benennen, 
die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu vertreten. 2Für den Fall ihrer Verhinderung oder ihres 
Ausscheidens können auf den Unterschriftenlisten zusätzlich stellvertretende Personen benannt wer-
den. 
 
(5) 1Das Bürgerbegehren kann nur von Personen unterzeichnet werden, die am Tag der Einreichung 
des Bürgerbegehrens Gemeindebürgerinnen oder Gemeindebürger sind. 2Für die Feststellung der 
Zahl der gültigen Unterschriften ist das von der Gemeinde zum Stand dieses Tages anzulegende Bür-
gerverzeichnis maßgebend. 
 
(6) Ein Bürgerbegehren muss in Gemeinden  
 
bis zu 10.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 10 v.H., 
bis zu 20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 9 v.H., 
bis zu 30.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 8 v.H., 
bis zu 50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 7 v.H., 



 

 
bis zu 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 6 v.H., 
bis zu 500.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 5 v.H., 
mit mehr als 500.000 Einwohnerinnen und Einwohnern von mindestens 3 v.H. 
 
der Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürger unterschrieben sein. (=Artikel 15 Abs. 2) 
 
(7) (aufgehoben) 
 
(8) 1Über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens entscheidet der Gemeinderat unverzüglich, spätes-
tens innerhalb eines Monats nach Einreichung des Bürgerbegehrens. 2Gegen die Entscheidung kön-
nen die vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens ohne Vorverfahren Klage erheben. 
 
(9) Ist die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens festgestellt, darf bis zur Durchführung des Bürgerent-
scheids eine dem Begehren entgegenstehende Entscheidung der Gemeindeorgane nicht mehr getrof-
fen oder mit dem Vollzug einer derartigen Entscheidung nicht mehr begonnen werden, es sei denn, 
zu diesem Zeitpunkt haben rechtliche Verpflichtungen der Gemeinde hierzu bestanden. 
 
(10) 1Der Bürgerentscheid ist an einem Sonntag innerhalb von drei Monaten nach der Feststellung 
der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durchzuführen; der Gemeinderat kann die Frist im Einverneh-
men mit den vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens um höchstens drei Monate 
verlängern. 2Die Kosten des Bürgerentscheids trägt die Gemeinde. 3Stimmberechtigt ist jede Gemein-
debürgerin und jeder Gemeindebürger. 4Die Möglichkeit der brieflichen Abstimmung ist zu gewähr-
leisten. 5Der Gemeinderat kann beschließen, dass die Abstimmungsscheine mit Briefabstimmungsun-
terlagen ohne vorherigen Antrag an alle abstimmungsberechtigten Personen versandt werden. 6Dies 
gilt nicht für Bürgerentscheide, die am Tag der Gemeindewahl, Landkreiswahl, Bezirkswahl, Landtags-
wahl, Bundestagswahl, Europawahl oder eines Volksentscheids stattfinden. 
 
(11) 1Ist in einem Stadtbezirk ein Bezirksausschuss gebildet worden, so kann über Angelegenheiten, 
die diesem Bezirksausschuss zur Entscheidung übertragen sind, auch innerhalb des Stadtbezirks ein 
Bürgerentscheid stattfinden. 2Stimmberechtigt sind alle im Stadtbezirk wohnhaften Gemeindebürge-
rinnen und Gemeindebürger. 3Das Bürgerbegehren ist beim Bezirksausschuss zur Weiterleitung an 
den Stadtrat einzureichen. 4Die Vorschriften der Absätze 2 bis 16 finden entsprechend Anwendung. 
 
(12) 1Bei einem Bürgerentscheid ist die gestellte Frage in dem Sinn entschieden, in dem sie von der 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit in Gemein-
den 
 
bis zu 50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mindestens 20 v.H., 
bis zu 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mindestens 15 v.H., 
mit mehr als 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern mindestens 10 v.H. 
der Stimmberechtigten beträgt. 2Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein beantwortet. 3Sol-
len an einem Tag mehrere Bürgerentscheide stattfinden, hat der Gemeinderat eine Stichfrage für 
den Fall zu beschließen, dass die gleichzeitig zur Abstimmung gestellten Fragen in einer miteinander 
nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet werden (Stichentscheid). 4Es gilt dann diejenige Ent-
scheidung, für die sich im Stichentscheid die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen aus-
spricht. 5Bei Stimmengleichheit im Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, dessen Frage mit der 
höchsten Stimmenzahl mehrheitlich beantwortet worden ist. 
 
(13) 1Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Beschlusses des Gemeinderats. 2Der Bürgerent-
scheid kann innerhalb eines Jahres nur durch einen neuen Bürgerentscheid abgeändert werden, es 
sei denn, dass sich die dem Bürgerentscheid zugrunde liegende Sach- oder Rechtslage wesentlich ge-
ändert hat. 



 

 
(14) 1Der Bürgerentscheid entfällt, wenn der Gemeinderat die Durchführung der mit dem Bürgerbe-
gehren verlangten Maßnahme beschließt. 2Für einen Beschluss nach Satz 1 gilt die Bindungswirkung 
des Absatzes 13 Satz 2 entsprechend. 
 
(15) 1Die im Gemeinderat und die von den vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens 
vertretenen Auffassungen zum Gegenstand des Bürgerentscheids dürfen in Veröffentlichungen und 
Veranstaltungen der Gemeinde nur in gleichem Umfang dargestellt werden. 2Zur Information der 
Bürgerinnen und Bürger werden von der Gemeinde den Beteiligten die gleichen Möglichkeiten wie 
bei Gemeinderatswahlen eröffnet. 
 
(16) Das Ergebnis des Bürgerentscheids ist in der Gemeinde in der ortsüblichen Weise bekanntzuma-
chen. 
 
(17) 1Die Gemeinden können das Nähere durch Satzung regeln. 2Das Recht auf freies Unterschriften-
sammeln darf nicht eingeschränkt werden. 
 
(18) Art. 3a des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) findet keine Anwendung. 
 
 

Art. 15 
Einwohnerinnen und Einwohner; Bürgerinnen und Bürger 

 
(1) 1Gemeindeangehörige sind alle Gemeindeeinwohnerinnen und Gemeindeeinwohner. 2Sie haben 
gegenüber der Gemeinde die gleichen Rechte und Pflichten. 3Ausnahmen bedürfen eines besonde-
ren Rechtstitels. 
 
(2) Gemeindebürgerinnen und Gemeindebürger sind die Gemeindeangehörigen, die in ihrer Ge-
meinde das Recht, an den Gemeindewahlen teilzunehmen, besitzen. 
(= alle die das aktive Wahlrecht für die Kommunalwahl besitzen und den Hauptwohnsitz in der Ge-
meinde haben) → Artikel 1 Absatz 1 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz - GLKrWG 

 

• Besitz der deutschen Staatsbürgerschaft oder der Staatsangehörigkeit eines anderen Mit-
gliedsstaates der Europäischen Union (EU) 

• Mindestens 18 Jahre alt 

• Seit mindestens zwei Monaten in der Gemeinde mit dem Hauptwohnsitz gemeldet 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Vollzug eines Bürgerbegehrens in der Verwaltung 

 
 
Die Verwaltung und der Gemeinderat müssen eine feste Abfolge rechtlicher und organisatorischer 
Schritte innerhalb strikter Fristen abarbeiten. 
 

1. Schritt Erfassung und Prüfung der Unterschriften - 
Feststellung der Wahlberechtigten, Feststellung Quorum, Eingabe aller Unterzeichner ins EDV-Pro-

gramm 
 

 

1.1 Eingangsregistrierung: Das Datum des Einreichens fixiert den Stichtag für das Bürger-
verzeichnis.  
 
Die Unterschriftenlisten sind am Mittwoch, den 19. August 2026 bei der Verwaltung 
eingegangen. 
 

1.2 Gültigkeitsprüfung: Das Wahlamt prüft jede einzelne Unterschrift. 
 
In der Zeit vom 20. August bis 26. August 2026 wurden die Unterschriftslisten in das 
EDV-Programm eingepflegt und gleichzeitig überprüft. Insgesamt waren 666 Unter-
schriften auf den abgegebenen Listen. Bei der Prüfung der Unterschriften haben sich 
605 gültige Unterschriften ergeben. Somit waren 61 Unterschriften ungültig. 
 

1.3 Wahlberechtigung: Die Unterzeichner müssen am Tag der Einreichung Gemeindebürger 
sein. 
 

1.4 Quorumsprüfung: Die Verwaltung ermittelt, ob die nach Art. 18a Abs. 6 GO erforderli-
che Mindestanzahl gültiger Unterschriften 10 % der Gemeindebürgerinnen und Ge-
meindebürger erreicht wurde. Gemäß Kommentar zum Art. 18a Abs. 6 GO Randnum-
mer (RN) 30 sind bei der Quorumsprüfung die zu diesem Tag Wahlberechtigten als 
Grundlage heranzuziehen. 
 
Berechnung des Quorums für die mindestens erforderlichen Unterschriften:  
 
Am Tag der Einreichung hatte die Gemeinde 5.692 wahlberechtigte Bürgerinnen und 
Bürger. 10 % = 569,2 → Aufrundung auf 570 Unterschriften gemäß Kommentar RN 30 
zu Artikel 18a Abs. 6 GO. Somit liegt das Quorum für die Zulässigkeit bei 570 Unter-
schriften.  
 
Ergebnis: 
Mit den gültigen 605 Unterschriften wurde das erforderliche Quorum von 570 Unter-
schriften erreicht. Dies entspricht einem Prozentsatz von 10,62 %. Das Quorum wurde 
mit 35 Unterschriften übertroffen. 
 

 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 

2. Schritt - Rechtliche Zulässigkeitsprüfung -  
Prüfung der formellen und materiellen Kriterien 

 
 

2.1 Korrekte Benennung von bis zu drei Vertretern, Begründung und eine klare Ja/Nein Fra-
gestellung. 
 
Vertreter:  
Frau Birgit Stern, Herr Martin Rauwolf und Herr Robert Auberger wurden als Vertreter 
benannt. Dieser Punkt ist erfüllt. 
 
Die Fragestellung lautet:  
Sind Sie dafür, dass die Gemeinde Tiefenbach im Gemeindegebiet Abfallbehälter für 
Hundekotbeutel sowie Hundekotbeutelspender anbringt? 
 
Die Frage kann mit JA oder NEIN beantwortet werden. Dieser Punkt ist erfüllt. 
 

2.2 Das Thema muss in den eigenen Wirkungskreis der Gemeinde fallen und darf keine ge-
setzlichen Ausschlussgründe wie die Haushaltssatzung betreffen. 
 
Für die Prüfung dieser Voraussetzung ist der Artikel 57 der GO maßgebend: 
 

Art. 57 
Aufgaben des eigenen Wirkungskreises 

(1) 1Im eigenen Wirkungskreis sollen die Gemeinden in den Grenzen ihrer Leistungsfä-
higkeit die öffentlichen Einrichtungen schaffen und erhalten, die nach den örtlichen 
Verhältnissen für das wirtschaftliche, soziale und kulturelle Wohl und die Förderung des 
Gemeinschaftslebens ihrer Einwohnerinnen und Einwohner erforderlich sind, insbeson-
dere Einrichtungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der 
Feuersicherheit, der öffentlichen Reinlichkeit, des öffentlichen Verkehrs, der Gesund-
heit, der öffentlichen Wohlfahrtspflege einschließlich der Jugendhilfe, des öffentlichen 



 

 

Unterrichts und der Erwachsenenbildung, der Jugendertüchtigung, des Breitensports 
und der Kultur- und Archivpflege; hierbei sind die Belange des Natur- und Umwelt-
schutzes zu berücksichtigen.  
 
Das Thema Abfallbehälter für Hundekotbeutel und Hundekotbeutelspender fällt in den 
eigenen Wirkungskreis der Gemeinde.  
 

 
→ Die Prüfung durch die Verwaltung hat ergeben, dass das Bürgerbegehren 

 
formell und materiell zulässig ist. Somit kann eine Beratung im Gemeinderat erfolgen! 

 
3. Schritt - Entscheidung des Gemeinderats - 

Zulässigkeit, Übernahme, Bürgerentscheid, Ratsbegehren 
 

 
Der Gemeinderat muss innerhalb von einem Monat nach Einreichung formell über die Zulässigkeit 
entscheiden. 
 

Möglichkeiten des Gemeinderats 
 

Übernahme 
 

Bürgerbegehren 
 

Ratsbegehren 

 
Stimmt der Gemeinderat dem 
Anliegen des Bürgerbegehrens 
komplett zu, entfällt der Bürger-
entscheid. 
 

 
Wird das Begehren zugelassen 
und nicht übernommen muss 
ein Bürgerentscheid organisiert 
werden. 

 
Der Gemeinderat hat das 
Recht, einen eigenen Alterna-
tivvorschlag (Ratsbegehren) 
am selben Tag zur Abstim-
mung zu stellen. 
 

entfällt Wird das Begehren für zulässig 
erklärt, tritt sofort eine Sperr-
wirkung in Kraft – die Gemeinde 
darf vorerst keine dem Bürger-
begehren entgegenstehenden 
Beschlüsse mehr fassen oder 
umsetzen. 
 

Wird ein Ratsbegehren aus 
der Mitte des Gemeinderats 
auf den Weg gebracht, kommt 
es zu einer Entscheidung zwi-
schen Bürgerbegehren und 
Ratsbegehren. Der Beschluss 
für ein Ratsbegehren muss mit 
der Mehrheit der anwesenden 
Gemeinderatsmitglieder ge-
fasst werden. 
 

 
Beschlüsse: 

 
1. Zulässigkeitsbeschluss des Bürgerbegehrens 
 
Der Gemeinderat stellt fest, dass das am 19. August 2026 eingereichte Bürgerbegehren mit der Fra-
gestellung:  
 
„Sind Sie dafür, dass die Gemeinde Tiefenbach im Gemeindegebiet Abfallbehälter für Hundekot-
beutel sowie Hundekotbeutelspender anbringt?“ 
 



 

 
zulässig ist. Die gesetzlichen Voraussetzungen nach Art. 18a Abs. 4 bis 7 GO (formelle Anforderun-
gen, Mindestunterschriftenzahl und eigener Wirkungskreis) sind erfüllt.“ 
 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 
2. Entscheidung über die Übernahme  
 
„Dem Bürgerbegehren wird nicht entsprochen (keine Übernahme des Inhalts nach Art. 18a Abs. 14 
Satz 1 GO). Es ist daher ein Bürgerentscheid durchzuführen.“ 

Abstimmung: 16 : 3 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 
3. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, ob ein Ratsbegehren (Alternativvorschlag) gegen das 
Bürgerbegehren gestellt werden soll. 

Abstimmung: 0 : 19 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 
4. Schritt - Vorbereitung des Bürgerentscheids - Terminfindung 

 
 
Gemäß Artikel 18a Abs. 10 GO ist der Bürgerentscheid ist an einem Sonntag innerhalb von drei Mo-
naten nach der Feststellung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durchzuführen. Unter Berücksich-
tigung aller formellen Fristen ist der erste mögliche Termin am Sonntag, den 15. November 2026. Der 
letztmögliche Termin ist am Sonntag, den 20. Dezember 2026. Folgende Termin sollten bei der Ter-
minfindung berücksichtigt werden: 
 

• 22. November 2026 (Sonntag) - Sternenzauber in Haselbach 
 

• 29. November 2026 (Sonntag) - Adventsmarkt in Tiefenbach 
 

• 6. Dezember 2026 (Sonntag) - Nikolaustag 
 
Von der Verwaltung ist eine Zeitschiene ausgearbeitet worden. Folgende Tage sind nach Ansicht der 
Verwaltung möglich und geeignet: 

• 15. November 2026  
 

• 13. Dezember 2026 
 
Für einen Bürgerentscheid gibt es keine Fristvorgaben oder Durchführungsbestimmungen wie bei ei-

ner normalen Wahl. Seitens der Verwaltung wird daher vorgeschlagen, dass für die Durchführung des 

Bürgerentscheides die Bestimmungen des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz (GLKrWG) und Bayeri-

schen Gemeinde- und Landkreiswahlordnung (GLKrWO) analog angewendet werden sollen. Die Fristen 

sind juristisch geprüft, daher wird das bewährte Muster seitens der Verwaltung empfohlen. 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die analoge Anwendung des Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetz und der Gemeinde- und Landkreiswahlordnung bei der Durchführung des 
Bürgerentscheides aussprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 



 

 
 
Für die Zeitplanung der Gemeinde Tiefenbach ergeben sich daraus folgende exakte Termine und Fris-

ten: 

1. Stichtag für das Anlegen des Wählerverzeichnisses (42. Tag vor der Wahl) 

§ 15 Abs. 1 GLKrWO 

Termin/Frist: Sonntag, 4. Oktober 2026 (Freitag, 2. Oktober nach Dienstschluss) 

alternativ 

Sonntag, 1. November 2026 (Freitag, 30. November nach Dienstschluss) 

Alle Bürger, die an diesem Stichtag mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde gemeldet und stimmberech-

tigt sind, werden von Amts wegen automatisch in das Wählerverzeichnis eingetragen.  

2. Bekanntmachung über die Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von Abstim-

mungsscheinen, Auslegung und Einsicht in das Wählerverzeichnis und Eintragung auf Antrag (spä-

testens am 24. Tag vor der Wahl)  

§ 17 GLKrWO 

Termin/Frist: Donnerstag, 22. Oktober 2026 

alternativ 

Donnerstag, 19. November 2026 

3. Versand der Wahlbenachrichtigungen (spätestens am 21. Tag vor der Wahl)  

§ 16 Abs. 1 GLKrWO 

Termin/Frist:  Sonntag, 25. Oktober 2026  

alternativ 

Sonntag, 22. November 2026 

müssen die Benachrichtigungen den Stimmberechtigten zugestellt sein 

 
4. Einsichtsfrist in das Wählerverzeichnis (20. bis 16. Tag vor der Wahl) 

Artikel 12 Abs. 2 GLKrWG i. v. m. §§ 18 und 19 GLKrWO 

Termin/Frist: Montag, 26. Oktober 2026 bis Freitag, 30. Oktober 2026 

alternativ 

Montag, 23. November 2026 bis Freitag, 27. November 2026 

In diesem Zeitraum muss das Wählerverzeichnis während der allgemeinen Dienststunden im Rathaus 

für Bürger zur Überprüfung bereitgehalten werden. Öffnung Rathaus Montag bis Freitag von 7 bis 12 

und Montag, Dienstag, Mittwoch, Freitag von 13 bis 16 Uhr sowie Donnerstag 13 bis 18 Uhr. 

 

 



 

 
5. Ausgabe und Versand der Briefwahlunterlagen (Erteilung von Abstimmungsscheinen) frühestens 

am (20. Tag vor der Wahl)  

§ 24 Abs. 1 GLkrWO 

Termin/Frist: Montag, den 26. Oktober 2026 

alternativ 

Montag, 23. November 2026 

6. Erlass der Wahlbekanntmachung (spätestens am 6. Tag vor dem Wahltag)   

§ 53 Abs. 1 GLkrWO 

Termin/Frist: Montag, 9. November 2026 

alternativ 

Montag, 7. Dezember 2026 

7. Ende der regulären Antragsfrist für Briefwahlunterlagen 

§ 23 Abs. 3 GLkrWO 

Freitag, 13. November 2026 bis 15:00 Uhr 

alternativ 

Freitag, 11. Dezember 2026 bis 15:00 Uhr 

Bis zu diesem Zeitpunkt können Bürger regulär ohne Angabe von Gründen Briefwahl beantragen. 

Ausnahmefrist bei plötzlicher Erkrankung: Bis Sonntag, 15. November 2026 um 15:00 Uhr (Wahltag) 

dürfen Sie Abstimmungsscheine noch ausgeben, wenn der Stimmberechtigte nachweist, dass er we-

gen einer plötzlichen Erkrankung das Wahllokal nicht aufsuchen kann. 

 
8. Abschlussbeurkundung Wählerverzeichnis uns Ausdruck Wählerverzeichnis  

sowie Ausdruck Abstimmungsscheinverzeichnis 

Freitag, 13. November 2026 von 15:00 bis 18:00 Uhr 

alternativ 

Freitag, 11. Dezember 2026 von 15:00 bis 18:00 Uhr 

9. Letzter Abgabetermin für Wahlbriefe (Wahltag) 

 

Termin/Frist: Sonntag, 15. November 2026 um 18:00 Uhr 

alternativ 

Sonntag, 13. Dezember 2026 um 18:00 Uhr 

 



 

 
Bis zum offiziellen Ende der Abstimmungszeit müssen alle roten Wahlbriefe im Briefkasten des Rat-

hauses eingegangen oder beim Wahlamt abgegeben worden sein, um für den Briefwahlvorstand mit-

gezählt zu werden. 

 

Beschluss: 
 
Als Abstimmungstag für den Bürgerentscheid wird Sonntag, der 15.November 2026 festgelegt. 
 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 

5. Schritt - Beschlussfassung über reine Briefwahl oder konventionelle Wahl 
 

 
Gemäß Artikel 18a der GO hat die Gemeinde ein Wahlrecht zwischen der Durchführung einer konven-
tionellen Wahl (z. B. Bürgermeisterwahl) mit Briefwahl und Urnenwahl. Nach einer Gesetzesänderung 
des nachfolgenden Artikel 18a Absatz 10 der Gemeindeordnung im Rahmen der Corona-Pandemie 
wurde die Möglichkeit der „reinen Briefwahl“ geschaffen (Satz 5).  
 
Hierzu hat die Verwaltung mit den zuständigen Juristen des Bayerischen Gemeindetags Kontakt auf-
genommen. Zusammengefasst ist es so, dass es nicht empfohlen wird. Der erste Grund ist, dass es 
trotz des Versands der Unterlagen trotzdem eine Möglichkeit zur Abstimmung in mindestens einem 
Wahllokal geben muss. Das bedeutet, dass auf jeden Fall ein Wahllokal einzurichten ist und eine echte 
Stimmabgabe zu gewährleisten ist. Der zweite Grund ist, dass zu viel Verwirrung in der Bevölkerung 
und im Wahllokal kommt, weil die Wähler im Wahllokal dann nur mit Abstimmungsschein (Wahl-
schein) im Wahllokal wählen dürfen. Außerdem erschwert dies die Prüfung der Stimmabgabe und Prü-
fung im Wahllokal. Daher wird es aktuell empfohlen die Abstimmung nach den konventionellen Vor-
gaben durchzuführen. Anbei der Auszug aus dem Artikel 18a Abs. 10 GO: 
 
(10) 1Der Bürgerentscheid ist an einem Sonntag innerhalb von drei Monaten nach der Feststellung 

der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durchzuführen; der Gemeinderat kann die Frist im Einverneh-

men mit den vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens um höchstens drei Monate 

verlängern. 2Die Kosten des Bürgerentscheids trägt die Gemeinde. 3Stimmberechtigt ist jede Gemein-

debürgerin und jeder Gemeindebürger. 4Die Möglichkeit der brieflichen Abstimmung ist zu gewähr-

leisten. 5Der Gemeinderat kann beschließen, dass die Abstimmungsscheine mit Briefabstimmungsun-

terlagen ohne vorherigen Antrag an alle abstimmungsberechtigten Personen versandt werden. 6Dies 

gilt nicht für Bürgerentscheide, die am Tag der Gemeindewahl, Landkreiswahl, Bezirkswahl, Landtags-

wahl, Bundestagswahl, Europawahl oder eines Volksentscheids stattfinden. 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Durchführung einer „konventionellen“ 
Wahl mit Briefwahl und Wahllokalen aussprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 

 

 



 

 
6. Schritt - Beschlussfassung über die Bezeichnung/ Benennung des Bürgerentscheids 

 
 
Das eingereichte Bürgerbegehren beinhaltet die nachfolgende Fragestellung: 

Sind Sie dafür, dass die Gemeinde Tiefenbach im Gemeindegebiet Abfallbehälter für Hundekotbeutel 
sowie Hundekotbeutelspender anbringt? 
 
Diese Fragestellung kann nicht so auf die Wahlbenachrichtigung aufgedruckt werden, weil es nicht in 
eine Zeile passt. Für die ganzen Bekanntmachungen ist der Text zu lange. Daher ist ein amtlicher Titel 
oder eine Bezeichnung des Bürgerentscheids zu finden. Eine amtliche Bezeichnung wird in der Regel 
kurz, sachlich und einprägsam formuliert. Sie muss den Inhalt der Frage treffend zusammenfassen. 
 
Vorschläge der Verwaltung: 
 

• Bürgerentscheid über die Anbringung von Hundekotbeutel-Spendern und Hundekot-Ent-
sorgungsstationen 

 

• Bürgerentscheid zur Ausstattung der Gemeinde mit Hundekot-Entsorgungsstationen 
 

• Bürgerentscheid „Hundekotentsorgung im Gemeindegebiet“ 
 

• Bürgerentscheid „Hunde-Infrastruktur Tiefenbach“ 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Bezeichnung/ Benennung des Bürger-
entscheids  
 
Bürgerentscheid über die Anbringung von Hundekotbeutel-Spendern und Hundekot-Entsorgungs-
stationen 
 
aussprechen kann. 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 
 

7. Schritt - Durchführung des Bürgerentscheids 
 

 
Die Durchführung erfolgt formal wie eine Kommunalwahl (Wahllokale, Stimmzettel, Briefwahloption). 
Bei konkurrierenden Fragen (Bürgerbegehren vs. Ratsbegehren) entscheidet eine zusätzliche Stich-
frage auf dem Stimmzettel. 
 

8. Schritt - Vollzug des Bürgerentscheids 
 

 
Der Bürgerentscheid hat nach dem Artikel 18a Abs. 13 Satz 1 die Wirkung eines Gemeinderatsbe-
schluss. Siehe nachfolgenden Auszug aus der Gemeindeordnung: 
 



 

 
(13) 1Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Beschlusses des Gemeinderats. 2Der Bürgerentscheid 
kann innerhalb eines Jahres nur durch einen neuen Bürgerentscheid abgeändert werden, es sei denn, 
dass sich die dem Bürgerentscheid zugrunde liegende Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat. 
Sollte es zu dem Ergebnis kommen, dass das Bürgerbegehren positiv abgestimmt wird, gilt die Aufstel-
lung von Mülleimern für Hundekotbeutel und Hundekotbeutelspender als beschlossen. Da im einge-
reichten Bürgerbegehren keine konkrete Anzahl genannt ist, muss sich der zuständige Ausschuss (min-
destens Bau- und Umweltausschuss) mit der Anzahl und den Standorten auseinandersetzen und diese 
beschließen. 
 
Gegebenenfalls müssen Haushaltsmittel im Jahr 2027 eingeplant, der Stellenplan verändert und even-
tuell ein Fahrzeug angeschafft oder Mittel für einen Umbau bereitgestellt werden. 
 

Weitere ToDo´s in der Verwaltung 
 

 
25. September 2026 - Bestellung Vordrucke  

Freigabe der Bestellung Jüngling Verlag (Wahlbrief-, Stimmzettelumschläge, Merkblatt, Versandta-

schen) → Lieferzeit 4 Wochen = Anlieferung am 23. Oktober 2026. 

25. September bis 2. Oktober 2026 - Anlegen Wahl 

2. Oktober 2026 nach Dienstschluss - Anlegen Wählerverzeichnis und Start Wahlbenachrichtigungs-

job  

2. Oktober 2026 bis 16. Oktober 2026 - Einteilung Wahlhelfer Wahllokale Briefwahl 

13. November 2026 ab 15.00 Uhr - Abschluss Wählerverzeichnis 

 

Beispielrechnung Quorum Bürgerentscheid 

 
 

Die Gemeinde Tiefenbach hat voraussichtlich 5.692 Wahlberechtigte am Wahltag für den Bürgerent-
scheid zum eingereichten Bürgerbegehren. 
 
Da die Gemeinde Tiefenbach unter 50.000 Einwohner hat, greift beim Bürgerentscheid das gesetzliche 
Zustimmungsquorum von 20 % aller Wahlberechtigten (Art. 18a Abs. 13 GO). Für einen erfolgreichen 
Bürgerentscheid in der Gemeinde Tiefenbach benötigt man somit mindestens 1.139 Ja-Stimmen (= 20 
Prozent von 5.692 Wahlberechtigten), die gleichzeitig die Mehrheit der abgegebenen Stimmen (= 
mehr JA als NEIN-Stimmen) bilden müssen. 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
10. Berufung einer Abstimmungsleiterin/eines Abstimmungsleiters und einer stellvertretenden 
Person für den vorgenannten Bürgerentscheid durch den Gemeinderat. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Der Abstimmungsleiter bei einem Bürgerentscheid in Bayern ist in der Regel der oder die zuletzt be-
stimmte Gemeindewahlleiter bzw. der Erste Bürgermeister (oder eine beauftragte Person aus der Ver-
waltung/dem Gemeinderat, falls der Bürgermeister verhindert oder selbst Vertreter des Bürgerbegeh-
rens ist).  
 
Ist der Erste Bürgermeister als Vertreter des zugelassenen Bürgerbegehrens direkt beteiligt oder nicht 
nur vorübergehend verhindert, muss der Gemeinderat ein anderes Gemeinderatsmitglied oder eine 
qualifizierte Person aus dem Kreis der Gemeindebediensteten als Abstimmungsleiter bestellen.  
 
Der Abstimmungsleiter ist zugleich Vorsitzender im Abstimmungsausschuss. Neben der Berufung des 
Abstimmungsleiters ist ein Abstimmungsausschuss zu bilden. 
 
Der Abstimmungsausschuss stellt für die Gemeinde Tiefenbach verbindlich das endgültige Abstim-
mungsergebnis fest. Er ist unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Mitglieder des Abstim-
mungsausschusses sind der Abstimmungsleiter als vorsitzendes Mitglied und vier von ihm berufene 
Beisitzer. Bei der Berufung der Beisitzer sind die Vertretungsberechtigten eines Bürgerbegehrens so-
wie die im Gemeinderat vertretenen Parteien und Wählergruppen entsprechend ihrer Bedeutung zu 
berücksichtigen.  
 
Keine Gruppierung darf durch mehrere Beisitzer vertreten sein. Der Abstimmungsleiter beruft für je-
den Beisitzer eine stellvertretende Person. Der Abstimmungsausschuss ist ohne Rücksicht auf die Zahl 
der erschienenen Beisitzer beschlussfähig. Er verhandelt, berät und entscheidet in öffentlicher Sitzung, 
soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner 
entgegenstehen. Ort und Zeit sind vorher bekannt zu machen. Beschlüsse werden mit Stimmenmehr-
heit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
 
Von der Verwaltung wird vorgeschlagen, dass wie bei der Kommunalwahl die Beisitzer aus den vier 
stärksten Parteien aus der letzten Gemeinderatswahl bestellt werden.  
 
 

Partei/Wählergruppierung Anzahl der Stimmen 2026 

CSU 28.520 

FWG 11.553 

Bürgerliche Wähler 9.566 

Unsere Zukunft - Denk mit! mach mit! e.V. 8.954 

  

Bündnis 90/Die Grünen   6.833 

SPD 6.793 

 
 
 
 
 
 
 



 

 
Somit wäre der Abstimmungsausschuss wie folgt zu bilden: 
 

Vorsitz + Partei/Wählergruppierungen +  
Vertreter Bürgerentscheid 

 

 

Abstimmungsleiter/in + Stellvertretung 

+ Beisitzer/in (CSU) + Stellvertretung 

+ Beisitzer/in (FWG) + Stellvertretung 

+ Beisitzer/in (Bürgerliche Wähler) + Stellvertretung 

+ Beisitzer/in (Unsere Zukunft - Denk mit! mach mit! e.V.) + Stellvertretung 

+ Beisitzer/in (Vertreter Bürgerentscheid) + Stellvertretung 

6 Personen 6 Personen 

 
 

Beschlüsse: 
 
1. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Berufung von Herrn Geschäftsleiter 
Anton Mayrhofer als Abstimmungsleiter für den Bürgerentscheid aussprechen kann. 
 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 
2. Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Berufung von Frau Michaela Lenz zur 
stellvertretenden Abstimmungsleiterin für den Bürgerentscheid aussprechen kann. 
 

Abstimmung: 19 : 0 
(ohne Robert Weiß, Hans Höller) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
11. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters 
 
 
Büchereien 
Verleihung Büchereisiegel 2026/2027 an Bücherei Haselbach durch Michaelsbund  
 
Bürgerversammlung 
Termin am Donnerstag, den 12. November 2026 in Kirchberg v. W. 
 
Badesaison 2026 
53.307 Besucher  
(Einstellung Rekord aus dem Jahr 2003, das zweite Mal überhaupt über 50.000 Besucher) 
 
Wohnsitzanmeldung ONLINE 
Funktion wurde freigeschaltet, Änderung über Ausweis-App, Ausweisaufkleber wird von der Bundes-
druckerei nach Hause geschickt. 
 
Sachstand Glasfaserausbau 
Ausschreibung Lückenschluss  
Submission am 22. September 2026 - 103 Adressen  
(Teile Hofer Straße, Teile Böhmerwaldstraße, Teile Bachweg, Teile Petermüllerweg, Teile Schwaiber-
ger Straße, Teile Waldstraße) - Vergabe in der Sitzung im Oktober 2027. 
 

Gelbe Punkte sind Adresspunkte Lückenschluss: 

 
 
 
 
 
 
 



 

 
Gigabitprogramm  
Arbeiten der Telepark - 56 zusätzliche Adressen - Anschreiben verschickt  
Arbeiten der Telekom - Start im II. Quartal 2027 - Abschluss im Jahr 2027 (Teile Lapperding, Teile Lin-
dach, Teile Ritzing, Teile Rötzing = 1.042 Adressen 
 

Rote Punkte sind Adresspunkte Gigabitprogramm: 

 
 
Brücke Irring 
Der Vorsitzende informiert, dass die Brücke zum Weiherweg wegen Unterspülung gesperrt werden 
musste. Da der Weiherweg als nicht ausgebauter öffentlicher Feld- und Waldweg gewidmet ist, sind 
die anliegenden Eigentümer zum Unterhalt verpflichtet. Ein Gespräch mit den Eigentümern wurde 
am 17. September 2026 geführt. Alle Beteiligten sind an einer Lösung des Problems interessiert. 
 
Vandalismus Schule Tiefenbach 
Täter wurde über Videoüberwachung identifiziert. Strafantrag wurde gestellt. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 
12. Anfragen an den ersten Bürgermeister. 
 
 
Josef Sattler 
Es wird angefragt, wie der Sachstand zu den Asphaltierungsarbeiten in der Gemeinde ist. Der Vorsit-
zende antwortet, dass diese im Herbst noch erledigt werden sollen. Geplanter Start ist Montag, der 
5. Oktober 2026. 
 
Hans Kirchberger 
Es wird angefragt, ob bei den Randsteinen in der Ortsmitte Tiefenbach (ehemaliges Unholzeranwe-
sen) eine technische Verbesserung möglich wäre, weil diese eine sehr scharfe Kante haben. Vom Vor-
sitzenden wird geantwortet, dass er ein Gespräch mit dem ortsansässigen Steinmetz führt, ob eine 
technische Verbesserung möglich ist. 
 

 
Tiefenbach, 2026-09-24 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
 
im Original gez.        im Original gez.  
          
Christian Fürst,        Anton Mayrhofer,  
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter  


